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Vor vierzigJahren wurde
der"Fonds d'Urbanisation
et d' Aménagement du
Plateau du Kirchberg"
gegründet. Ziel war da-
mals eine"urbanistische
Erschließung", die− neben
demeuropäischenZen-
trum− Büro− und Wohn-
räume vorsah. Wasfolgte,
waren30Jahregeplantes
Chaos, das zueinempott-
hässlichen, menschen-
verachtendenSammel-
suriumführte. Seit etwa
zehnJahren wirdver-
sucht, dieserFehlentwick-
lungentgegenzuwirken−
mit unterschiedlichem
Ergebnis.
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(Foto: Christian Mosar)

GRÜNE UNDBUNDESWEHREINSATZ

Für die deutschen Grünen
wird esheiß: Nachdem
der Kanzler mit dem

geplanten Bundeswehr-
einsatz auch die

Vertrauensfrage gestellt
hat, kann der kleine
Koalitionspartner nur

nochverlieren.

Es geht ums Ganze. Mit
der Entscheidung über den
Einsatz der Bundeswehr in
Afghanistan offenbart sich
die Existenzkrise der deut-
schen Grünen in ihrer gan-
zen Tragweite. Vier Nein−
Sti mmen gegen das Bundes-
wehr−Mandat gelten bei m
kleinen Koalitionspartner
als sicher, mindestens
vier weitere Abgeordnete
schwanken noch. Acht Ge-
gensti mmen wären aber zu
viele, umdiefür denEinsatz
benötigte Bundestags−Mehr-
heit zu erreichen − und die
vomBundeskanzler Gerhard
Schröder verlangte Vertrau-
ensfrage positiv zu beschei-
den. Erstmals in der parla-
mentarischen Geschichte
der Bundesrepublik hat ein
Kanzler die Vertrauensfrage
mit einer Sachfrage ver-
knüpft. Ein Schachzug, der
den kleinen Koalitionspart-
nerausverschiedenenGrün-
den in arge Bedrängnis
bringt. Fällt für den Kanzler
das Vertrauensvotum nega-
tiv aus, stehen Neuwahlen
an. Angesichts der Ergebnis-
se aus den vergangenen

Landtagswahlen wäre das
für die Grünenfatal.

Kein Wunder also, wenn
die grüne Parteispitze alles
versucht, um"AbweichlerIn-
nen" doch noch auf Linie zu
bringen. Die Abgeordneten
hätten nicht das Recht, bei
der Bundestagsabsti mmung
amFreitag über die Zukunft
der Grünen zu entscheiden,
sagte Parteichefin Claudia
Roth am vergangenen Mitt-
wochineinemInterviewmit
der taz. "Diese Frage, die
auch die Zukunft der ge-
samten Partei betrifft, kann
nur der Parteitag entschei-
den und nicht einzelne Ab-
geordnete, die eigentlich zu
einer anderen Frage absti m-
men wollen", mahnte sie in
Richtung der innerparteili-
chen Gegner des Bundes-
wehreinsatzes. Dabei hatte
sie selbst erst in der vergan-
genen WochenachihremBe-
suchin Pakistanauf die dra-
matische Situation afghani-
scher Flüchtlinge hingewie-
sen und einen Stopp der
amerikanischen Bombarde-
ments gefordert. Doch die

Angst vor dem eigenen
Machtverlust wiegt offen-
sichtlich noch schwerer
als Gewissensentscheidun-
gen. Das obwohl diese Par-
tei ihren Aufstiegauf die po-
litische Bühne gerade auch
pazifistischen WählerInnen
verdankt.
Die vomgrünen Staatsse-

kretär Ludger Volmer i m
Auswärtigen Amt beschwo-
rene "politische Bedeu-
tungslosigkeit" für den Fall,
dass die rot−grüne Koalition
scheitert, droht den Grünen
jedoch auch, wenn sie nach
der Absti mmung weiter re-
gieren.
Denn an der Basis rumort

es schon seit längeremkräf-
tig. Wer sich in den grünen
Landesverbänden umhört
und WählerInnenumfragen
aus den vergangenen Mona-
ten liest, weiß: Die Bundes-
tagsfraktion in Berlin hat
massiv an Rückhalt einge-
büßt.
Ursachen hierfür sind

Kompromisseinehemals ur−
grünen Themenfeldern: in
der Anti−Atom−Politik mit ei-
nem halbherzigen Ausstieg
aus der Atomenergie, i m
Ausländer− und Asylrecht
mit gepfefferten Schily−Ver-
schärfungen, und nicht zu-
letzt i m außenpolitisch−mi-
litärischenBereich.

Auch die Popularität des
Rhetorikers Joschka Fischer
kann die Skepsis der grünen
Basis gegenüber der neuen
internationalen "multilatera-
len Verantwortungspolitik"
der Bundesregierung nicht
wirklichausräumen. Der Ko-
sovokrieghat gezeigt, wohin
diese Politik führt. Die vom
Kanzlerfrischvonder Leber
wegangekündigte"Entpoliti-
sierung des Militärischen"
dürfte ebenfalls nicht dazu
beitragen, grüne (und ande-
re) PazifistInnen die Angst
vor neuen deutschen Groß-
machtallürenzunehmen.
Doch statt diese Zeichen

ernst zu nehmen, ignoriert
die Mehrheit der Parlamen-
tarierInnen sie lieber und
hofft, mit Protokoll−Notizen
und Zusatzanträgen Ab-
weichlerInnen doch nochei-
nen weiteren, faulen Kom-
promiss entlocken zu kön-
nen. Schonjetzt bröckelt die
Front der KriegsgegnerIn-
nen. Viel helfen wirddas den
Bundes−Grünen aber nicht:
Die Drohung, bei Regie-
rungsaustritt wichtigen poli-
tischen Einfluss einzubü-
ßen, wird schon bald ihre
Wirkungskraft verlieren.
Spätestens i m Herbst 2002,
bei denBundestagswahlen.
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16/11-25/11/2001
(fil m/theatre/concert/events)

Trial and error

Preis: 60 LUF - 1,49 Euros

Sans−papiers
Une rencontre entre
militant−e−s du Luxem-
bourg et de France
montre: l a situati on
n' est pas sans espoir.
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Wer ist der Stärkste?
Seit dem 1 1. Septem-
ber l äuft i n der EU ei n
i nterner Wettbewerb.
Bei m Kri eg dabei sei n
hei ßt di e Devi se.

aktuell, Seite 8

Adeux
Portrait d' arti stes en
symbi ose: Dany Prum
et Jerry Frantz sont
compl émentaires au
ni veau de l eur
créati on.
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Bandesdessinées
Dans notre rubri que
"kultur direkt" nous
entamons une nouvell e
coll aborati on avec
deuxjeunes auteurs de
bandes dessi nées:
Manu. H et Chandre.
kultur direkt, page 15


